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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 28. 
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(Nr. 8728.) Geſetz, betreffend die Verwendung der aus dem Ertrage von Reichsſteuern an 
Preußen zu überweiſenden Geldſummen. Vom 16. Juli 1880. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


F. 1. 


Die dem Preußiſchen Staate aus dem nde der Zölle und der Taback⸗ 
ſteuer (F. 8 des Reichsgeſetzes vom 15. Juli 1879, Reichs⸗Geſetzbl. S. 207) oder 
in Folge weiterer Steuerreformen des Reiches jährlich zu überweiſenden Geld⸗ 
ſummen — unter Zurechnung reſp. Abrechnung desjenigen Betrages, um welchen 
der je für daſſelbe Jahr von puren zu leiſtende Matrikularbeitrag weniger oder 
mehr beträgt, als die im Staatshaushalts-Etat für 1879/80 vorgeſehene Summe 
— werden nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen zum rlaß eines ent⸗ 
ſprechenden Betrages an Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer verwendet, inſoweit 
darüber nicht mit Zuſtimmung der Landesvertretung behufs Bedeckung der Staats⸗ 
ausgaben oder behufs der Ueberweiſung eines Theils des Ertrages der Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer an die Kommunalverbände anderweit Verfügung getroffen iſt. 


K. 2. 


Der zu dem Klaſſen- und Einkommenſteuererlaß zu verwendende Betrag 
($. 1) wird durch den Staatshaushalts-Etat feſtgeſtellt. 
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§. 3. 

I. Inſoweit der verfügbare Erlaßbetrag (98. 1 und 2) zur Deckung des 
Ausfalles einer oder mehrerer Monatsraten der für das betreffende 
Jahr veranlagten Klaſſenſteuer und der fünf unterſten Stufen der 

a Einkommenſteuer (d. i. bis zu einem Jahreseinkommen 

der Steuerpflichtigen von nicht mehr als 6000 Mark) — unter Berück⸗ 

ſichtigung der nach F. 6 des Geſetzes vom 25. Mai 1873 (Geſetz— 

Samml. S. 213) getroffenen Feſtſtellung — zureicht, ſoll die ent⸗ 

ſprechende Anzahl von Monatsraten aller vorgenannten Steuerſtufen 

erlaſſen werden. 


II. Der etwa verbleibende Ueberſchuß des Erlaßbetrages iſt zum ferneren 
Erlaß einer Monatsrate derjenigen von den vorgenannten unterſten 
Steuerſtufen zu verwenden, für welche derſelbe ausreicht, wobei mit 
der unterſten Klaſſenſteuerſtufe anzufangen und zu der je nächſtfolgenden 
Stufe, demnächſt auch in derſelben Reihenfolge bei der Einkommenſteuer 


„ 


von der erſten bis zur fünften Stufe aufzuſteigen UL... 

III. In gleicher Weiſe, wie unter II angegeben, iſt zu verfahren, wenn der 
verfügbare Erlaßbetrag überhaupt zur Deckung einer Monatsrate aller 
unter I erwähnten Steuerſtufen unzulänglich ſein ſollte. 

IV. Der etwaige Reſt dieſes Erlaßbetrages iſt demjenigen des nächſten 
Jahres zuzuſetzen. 

$. 4. 


Der durch den Erlaß einer Monatsrate der beſtimmten Klaſſen⸗ und 
Einkommenſteuerſtufen oder einzelner derſelben ($. 3 J bis III) entſtehende Ausfall 
an der etatsmäßig feſtgeſetzten Einnahme wird auf ein Zwölftel des aus der 
jährlichen Veranlagung unter Berückſichtigung der nach $. 6 des Geſetzes 
vom 25. Mai 1873 (Geſetz⸗Samml. S. 213) etroffenen Feſtſtellung — ich 
ergebenden Jahresſteuerbetrages unter Abzug von drei Prozent für die im Laufe 
des Jahres entſtehenden Abgänge und Ausfälle beſtimmt. 


F. 5. 

Die Feſtſtellung der Verwendung des Erlaßbetrages ($. 2) erfolgt durch 
den Finanzminiſter, bald die Veranlagung der Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer 
für daſſelbe Jahr vollzogen iſt. Das Ergebniß der Feſtſtellung iſt zu ver⸗ 
öffentlichen. Es iſt zugleich bekannt zu machen, wie viel und welche Monatsraten 
bei den zu nennenden Steuerſtufen unerhoben bleiben. 


$. 6. 

Die für die örtliche Erhebung und für die Veranlagung der Klaſſenſteuer 
den Gemeinden bewilligten Gebühren (Geſetz vom 2. 8 1874, Geſetz⸗ 
Samml. S. 9) ſind auch von den unerhoben bleibenden Monatsraten der Klaſſen⸗ 
ſteuer, und zwar von dem nach F. 4 zu beſtimmenden Betrage derſelben, aus 
der Staatskaſſe zu gewähren. 


„ 12 er 


Sr 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Mainau, den 16. Juli 1880. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. 
Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 


(Nr. 8729.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. Juli 1880, betreffend die Auflöſung des Eifenbahn- 
kommiſſariats in Coblenz. 


I Ihrem Antrage vom 10. Juli d. J. will Ich die Auflöſung des Eiſenbahn⸗ 
kommiſſariats in Coblenz mit dem 15. Auguſt d. J. genehmigen und Sie zur 
Uebertragung der Geſchäfte deſſelben an das Eiſenbahnkommiſſariat in Berlin 
ermächtigen. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Schloß Mainau, den 16. Juli 1880. 
Wilhelm. 


Maybach. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


(Nr. 8730.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für den 
Stadtbezirk Osnabrück in der Provinz Hannover. Vom 28. Juli 1880. 


Auf Grund des $. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provi 
Hannover (Geſetz-Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11) beſtimmt der Just 
miniſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das 
en fie A $. 32 den 1 Se 1 von ſechs Mo⸗ 
naten für den zum Bezirk des Amtsgerichts Osnabrück gehörenden Stadtbezi 
Osnabrück am 1 Oktober 1880 beginnen ſoll. 90h l 


Berlin, den 28. Juli 1880. 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 


(Nr. 87288730.) 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Gefehes vom 10. April 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) das Allerhöchſte Privilegium vom 20. April 1880 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreises Steinfurt im 
Betrage von 350 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Münſter Nr. 24 S. 117 bis 119, ausgegeben den 12. Juni 1880; 


2) das unterm 3. Mai 1880 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Deich⸗ 
verband der Kloſterſee-Niederung durch Extra-Beilage des Amtsblatts 
der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 26, ausgegeben den 16. Juni 1880; 


3) das Allerhöchſte Privilegium vom 31. Mai 1880 wegen event. Ausgabe 
auf jeden Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Frankfurt a. M. 
bis zum Betrage von 18 000 000 Reichsmark durch das Amtsblatt für 
den Stadtkreis Frankfurt a. M. Nr. 27 S. 165 bis 167, ausgegeben den 
3. Juli 1880; 

4) der Allerhöchſte Erlaß vom 2. Juni 1880, betreffend die Genehmigung 
des ſechsten Nachtrages zu dem revidirten Reglement für die Feuerſozietät 
der Provinz Poſen vom 9. September 1863, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 25 S. 194, ausgegeben den 
22. Juni 1880, 

der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 27 S. 201, ausgegeben den 
2. Juli 1880, 8 1 

5) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. Juni 1880, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin zur Erwerbung der zur 
Freilegung der Steglitzerſtraße an der Ecke der Genthinerſtraße erforder⸗ 
lichen Grundſtücksflaͤchen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 29 S. 271, ausgegeben den 
16. Juli 1880, 


6) das Allerhöchſte Privilegium vom 16. Juni 1880 wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Stadt⸗Anleiheſcheine der Stadt Oranienburg im 
Betrage von 221 300 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Potsdam Nr. 30 S. 281 bis 283, ausgegeben den 23. Juli 1880; 


7) der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Juni 1880, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kreis 5 0 bezüglich der zum Bau einer 
Chaufee von Landsberg über Neudorf, Seichwig, Uſchütz bis zur Kreuz⸗ 

110 5 ur e in der Richtung auf Pitſchen erforderlichen Grund- 

ſtücke, ſowie des Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen Chauſſeegeldes auf 

eſer Straße, durch das Amtsblatt der Königl. 9 


di f egierung zu Oppeln 
Nr. 30 S. 204, ausgegeben den 23. Juli 1880. 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


